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WISSENSCHAFTSAUSSCHUSS | Die Staatsregierung präsentiert ein neues Hochschulgesetz – den Grünen geht das nicht weit genug, sie legen einen eigenen Gesetzentwurf vor

mien und Beauftragten würden zu
langwierigen „Stuhlkreisprojek-
ten“ führen. Auch die Einführung
der Gendersprache an Hochschu-
len sei komplett fehl am Platz.

Christian Flisek (SPD) monierte,
dass der CSU-Gesetzentwurf hin-
ter den Erwartungen zurückbleibe.
„Die mittlere Revolution ist ausge-
blieben.“ Beispielsweise heiße die
frühere „Experimentierklausel“
jetzt einfach „Innovationsklausel“.
In Fliseks Augen ist es kein Zufall,
dass der federführende Wissen-
schaftsminister Bernd Sibler
(CSU) im Februar seines Amtes
enthoben wurde. Auf einen eige-
nen Gesetzentwurf verzichtet die
SPD-Fraktion aber. „Wir hoffen,
ihn mit unseren Änderungsanträ-
gen noch in die richtige Richtung
zu lenken.“ Die nächste Experten-
anhörung findet am 20. Juni statt.
> DAVID LOHMANN

welt und verpflichtende Nachhal-
tigkeitsberichte. Außerdem verlan-
gen sie mehr Geld für Gleichstel-
lungs- und Antidiskriminierungs-
beauftragte sowie die Pflicht zur
Zweitveröffentlichung von For-
schungsergebnissen, damit auch
die breite Bevölkerung davon
Kenntnis nehmen kann. Studien-
gebühren für EU-Ausländer und
Gründungsfreisemester lehnen die
Grünen ab. „Es kann nicht sein,
dass Professor*innen bei voller Be-
soldung freigestellt werden.“

Stephan Oetzinger (CSU) über-
zeugten die Grünen-Argumente
nicht. Er sprach von „Verschlimm-
besserung“. Hochschulen würden
dadurch in ihrer Struktur komplett
verändert und müssten sich nur
noch mit sich selbst befassen. „Die-
ser Gesetzentwurf führt zu einer
Fesselung der Hochschulen“, kri-
tisierte er. Die zusätzlichen Gre-

weise beim Semesterticket. Außer-
dem sollen sie ein Viertel der Stim-
men im Hochschulsenat erhalten.

Des Weiteren sieht der Gesetz-
entwurf der Grünen die Abschaf-
fung der Kurzzeitverträge für den
wissenschaftlichen Nachwuchs
vor. „Es kann nicht sein, dass sich
Postdocs auf der Höhe ihrer Schaf-
fenskraft an befristeten Verträgen
entlanghangeln müssen“, unter-
strichOsgyan.Wichtig sei ebenfalls
ein Recht auf ein Teilzeitstudium,
um eine bessere Durchlässigkeit
zwischen Studium und Beruf zu er-
möglichen. Um die Qualität der
Doktorarbeit zu sichern, soll es aus
Sicht der Grünen verpflichtende
Standards bei der Promotion ge-
ben.

Nicht zuletzt fordern die Grünen
eine Transparenzklausel bei der
Einwerbung von Drittmitteln,
mehr Forschung im Bereich Um-

den Frauenanteil an Hochschulen
zu erhöhen. Sie kritisierte aber den
Gesetzgebungsprozess als „in-
transparent“ und den Gesetzent-
wurf als „vermurkst“. Ziel des Ge-
setzes sei die Beseitigung von „Gre-
mienhemmnissen“, dabei sei das
Mitspracherecht aller Statusgrup-
pen ein wichtiger Bestandteil an
Hochschulen.

Die Grünen-Fraktion hat daher
einen eigenen Entwurf für ein
Hochschulgesetz vorgelegt. Zen-
traler Punkt darin: die Wiederein-
führung einer Verfassten Studie-
rendenschaft, die es in allen ande-
ren Bundesländern gibt. Sie wurde
1974 in Bayern von Kultusminister
Hans Maier (CSU) abgeschafft, um
„den linken Sumpf an den Univer-
sitäten trockenzulegen“. Dadurch
könnten Studierende mit einer
Stimme sprechen und einfacher
Verträge abschließen, beispiels-

Als einen der Schwerpunkte der
Reform nannte Bausback die Ent-
bürokratisierung der Hochschu-
len. Sie sollen größere Freiheiten
beim Personal und den Finanzen
bekommen. Um die klügsten Köp-
fe, „die Lewandowskis in ihren
Fachbereichen“, schnellerundein-
facher nach Bayern zu holen, wird
es künftig die Exzellenzberufung
geben. Geplant sind außerdem
Forschungsprofessuren, For-
schungsfreisemester zur besseren
Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie sowie der Ausbau des Techno-
logietransfers beziehungsweise
Forschungskooperationen.

Damit aus Hochschulen heraus
mehr Unternehmen gegründet
werden, soll die Gründungsförde-
rung erhöht werden – beispielswei-
se durch Start-up-Inkubatoren auf
dem Campus. Um die Forschung in
die Anwendung zu bringen, sind
zusätzlich Gründungsfreisemester
vorgesehen. „Die Bauverwaltun-
gen sind zwar leistungsfähig, aber
die Prozesse dauern lang“, ergänz-
te Bausback. Daher sollen Hoch-
schulen künftig auf Antrag selbst
das Recht für notwendige Baumaß-
nahmen erhalten können.

Damit die Interessen der Studie-
renden stärker berücksichtigt wer-
den, wurde ein sogenannter Lan-
desstudienrat im Gesetz verankert.
Um die Karrierechancen von
Nachwuchskräften zu verbessern,
erhalten Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften (HAW) er-
weiterte Promotionsmöglichkei-
ten. Zeitverträge sollen allerdings
nicht im „erheblichen Umfang“ re-
duziert werden. „Der ständige Per-
sonalwechsel im Mittelbau ist not-
wendig, weil sonst die Hochschu-
len verkrusten“, erklärte Baus-
back. Karrierezentren sollen aber
helfen, alternative Jobmöglichkei-
ten zu finden.

Verena Osgyan (Grüne) lobte
zwar das Promotionsrecht für
HAW und das im Gesetzentwurf
der Staatsregierung festgeschriebe-
ne Kaskadenmodell, eine Ge-
schlechterquote basierend auf der
nächstunteren Karrierestufe, um

Die letzte Hochschulreform in
Bayern gab es 2006. Das hört

sich erst mal nicht lange an, aber
damals schrieb man sich noch
SMS. Eine Online-Lehre wie in
den letzten drei Corona-Semes-
tern wäre nicht möglich gewesen.
Die Staatsregierung hat daher
schon 2018 entschieden, das
Bayerische Hochschulinnovati-
onsgesetz auf den Weg zu bringen.
Schwung bekam das Vorhaben
2019, als Ministerpräsident Mar-
kus Söder (CSU) seine Hightech
Agenda verkündete, die Wissen-
schaft, Forschung und Technolo-
gie in Bayern stärken soll.

Nach vielen Anhörungen wurde
der Gesetzentwurf diese Woche
zum ersten Mal im Wissenschafts-
ausschuss diskutiert. Und: „Es ist
ein großer Wurf für eine große Re-
form geworden“, lobte Winfried
Bausback (CSU). Es habe zwar et-
was länger gedauert, aber den An-

sprüchen von 32 staatlichen
Hochschulen mit über 400 000
Studierenden gerecht zu werden,
dauere nun mal etwas länger. „Die
Cheopspyramide wurde auch
nicht an einem Tag gebaut“, be-
tonte er.

Großer Wurf oder Minireform?

Verena Osgyan
(Grüne) nannte
das Gesetz
„vermurkst“
und fordert
mehr Mitspra-
cherechte von
Studierenden.
SZ/CLAUS SCHUNK

Winfried Baus-
back (CSU) lob-
te den Gesetz-
entwurf und
hofft auf die
„Lewan-
dowskis“ der
Professoren.
DPA/HOPPE

Damit’s schneller geht: Hochschulen sollen künftig auf Antrag selbst das Recht für notwendige Baumaßnahmen erhalten können. FOTO: DPA/KARMANN

PLENUM | Profitieren sollen Volkshochschulen, aber auch Bildungseinrichtungen von Kirchen und Verbänden

Mit einer bis 2025 befristeten
Reform der Finanzierungsgrund-
lagen für die Erwachsenenbil-
dung will der Landtag den Ein-
richtungen den Neustart nach
Corona erleichtern. Die Fraktio-
nen von CSU, Freien Wählern,
Grünen, SPD und FDP brachten
dazu einen gemeinsamen Entwurf
zur Änderung des Erwachsenen-
bildungsförderungsgesetzes ein.
Profitieren sollen davon die kom-
munalen Volkshochschulen, aber
auch Bildungseinrichtungen von
Kirchen und Verbänden. Wich-
tigster Bestandteil ist für die Jahre
2023 bis 2025 ein leistungsunab-
hängiger Sockelbetrag von
300 000 Euro pro Träger. Damit
nicht aufgebrauchte Haushalts-
mittel des Freistaats sollen zu 60
Prozent gemäß der Förderung im
Vor-Corona-Jahr 2019 und zu 40
Prozent nach der im jeweiligen
Jahr gültigen leistungsbezogenen
Bemessungsgrundlage verteilt
werden.

Hintergrund der Novelle ist die
schwierige Lage der Einrichtun-
gen in der Erwachsenenbildung
seit Beginn der Corona-Pandemie
im März 2020. Wegen der Lock-
downs und Kontaktbeschränkun-
gen musste eine Vielzahl von
Kursen ausfallen. Nur ein kleiner
Teil davon konnte über Online-
Angebote aufgefangen werden.
Der Neustart gestaltet sich nun
wegen fehlender Lehrkräfte und
einem zum Teil weggebrochenen
ehrenamtlichen Engagement
schwierig. Nach Angaben des zu-
ständigen Kultusministeriums ist
derzeit nicht absehbar, in wel-
chem Zeitrahmen sich vor allem
kleine Einrichtungen wieder neu
aufstellen und die aus der Pande-
mie resultierenden Herausforde-

rungen meistern können. Vor die-
sem Hintergrund will der Gesetz-
entwurf zumindest bis 2025 für fi-
nanzielle Klarheit sorgen.

Für die CSU-Fraktion erklärte
Ute Eiling-Hütig, von dem neu
eingeführten Sockelbetrag wür-
den vor allem kleine Einrichtun-

gen profitieren und für die nahe
Zukunft ihre Existenz absichern.
Damit werde der großen Mehr-
heit der Träger eine Perspektive
gegeben. Eiling-Hütig räumte ein,
dass einige Einrichtungen trotz
der Corona-Erschwernisse mit
dem alten Berechnungsmodell
vermutlich besser fahren würden,
in der Gesamtschau sei der nun

gefundene Kompromiss aber bes-
ser. Dies werde auch von den be-
troffenen Landes- und Trägeror-
ganisationen so gesehen. Für die
Zeit nach 2025 brauche es dann
eine neuerliche Anpassung an die
dann bestehenden Herausforde-
rungen.

Thomas Gehring (Grüne) be-
tonte, dass das frühere Berech-
nungsmodell nach Teilnehmer-
doppelstunden während Corona
keine zielführende Grundlage für
die Finanzierung der Einrichtun-
gen mehr gewesen sei. So sei die-
se auf die Umstellung auf digitale
Angebote nicht ausgelegt gewe-
sen. Dem trage man nun mit dem

Sockelbetrag Rechnung. Nach
seiner Einschätzung wird die di-
gitale Transformation die Er-
wachsenenbildung stark verän-
dern, weshalb die Finanzierungs-
modelle für die Zeit nach 2025
weiterentwickelt werden müss-
ten. Matthias Fischbach (FDP)
betonte die Befristung der Rege-
lung. Für die Zukunft müsse der
Leistungsbegriff in der Förderung
neu und breiter gefasst werden,
damit auch innovative Formate
unterstützt werden könnten.

Künftig werden digitale
Angebote berücksichtigt

Die SPD-Abgeordnete Alexan-
dra Hiersemann sagte, der Ge-
setzentwurf verschaffe den Ein-
richtungen „etwas Luft, um die
Folgen der Pandemie verkraften
zu können“. Die Neuregelung sei
nötig, um die Freiheitlichkeit, Of-
fenheit und Pluralität der Er-
wachsenenbildung weiter zu ge-
währleisten. Es gehe darum, ein
breites und niederschwelliges An-
gebot sicherzustellen, das mög-
lichst viele Menschen erreiche.
Von einer „sehr guten Lösung“
sprach Johann Häusler (Freie
Wähler). Sie biete die Chance,
die Erwachsenenbildung nach
Corona in eine gute Zukunft zu
führen. Kritisch äußerte sich da-
gegen Oskar Atzinger (AfD). Die
Finanzierung der Volkshochschu-
len sei schon vor Corona schwie-
rig gewesen. Mit dem jetzt von
den übrigen Fraktionen vorgeleg-
ten Modell werde die dringend
nötige Reform der Erwachsenen-
bildung auf die lange Bank ge-
schoben. > JÜRGEN UMLAUFT

Mehr Geld für die Erwachsenenbildung

Wegen der Lockdowns mussten viele VHS-Kurse ausfallen. DPA/JASPERSEN

PLENUM | Bayerisches Gehörlosengeld

alleistung bereits in ähnlichem
Umfang gezahlt werde.

Die anderen Fraktionen kündig-
ten im Zuge der weiteren parla-
mentarischen Beratung ihre Ab-
lehnung an. Petra Högl (CSU) er-
klärte, der Entwurf der AfD greife
zu kurz, da mit einer finanziellen
Unterstützung allein die Bedürf-
nisse von Gehörlosen nicht erle-
digt werden könnten. „Das Ganze
muss genau durchdacht sein und fi-
nanziell auf solidenFüßenstehen“,
sagte Högl. Dies sei bei der AfD-
Vorlage nicht der Fall. Robert Riedl
(Freie Wähler) bezeichnete den
Entwurf als eine Mischung aus Po-
pulismus und dem Abschreiben
von Vorschlägen anderer Parteien.
Die Kosten bezifferte er auf eher 30
bis 60 Millionen Euro.

Kritisch äußerte sich Kerstin Ce-
lina (Grüne) zur Altersbegrenzung
von Bezugsberechtigten. Damit
würden viele Betroffene grundlos
ausgegrenzt. Außerdem sei der Be-
trag von 130 Euro im Monat als
Nachteilsausgleich nicht ausrei-
chend. Ruth Waldmann (SPD) er-
innerte daran, dass die AfD Anträ-
ge von SPD und Grünen zum Ge-
hörlosengeld im Rahmen der Be-
ratungen zum Haushalt 2022 vor
wenigen Wochen noch abgelehnt
habe. Jetzt komme die Fraktion mit
einem Gesetzentwurf, „der nicht
tauglich ist und außerdem schlam-
pig gemacht“. Als zu niedrig ange-
setzt sah Julika Sandt (FDP) das
von der AfD geforderte Gehörlo-
sengeld.DermonatlicheBedarf lie-
ge deutlich über 130 Euro. Sie
schlug einen Betrag von 176 Euro
für hochgradig Schwerhörige und
von 352 Euro für Gehörlose vor.
> JUM

Die AfD-Fraktion hat einen Ge-
setzentwurf zur Einführung eines
bayerischen Gehörlosengelds in
den Landtag eingebracht. Es soll in
Höhe von 20 Prozent des im Frei-
staat gewährten Blindengelds ge-
zahlt werden. Aktuell wären das
130 Euro pro Monat. Bezugsbe-
rechtigt wären nach AfD-Angaben
knapp 10 000 Personen, wobei die
Unterstützung nur erhalten soll,
wer von Geburt an taub ist oder das
Gehör bis zum 18. Lebensjahr ver-
loren hat. Eine nähere Begründung
für diese Einschränkung lieferte
die AfD nicht. Inklusive Verwal-
tungskosten soll das Gehörlosen-
geld jährlich mit rund 16 Millionen
Euro zu Buche schlagen.

AfD-FraktionschefUlrichSinger
erklärte, mit dem Gesetzentwurf
komme man einer Forderung des
Behindertenbeauftragten der
Staatsregierung nach. Zur Kom-
pensation von Nachteilen und
Mehrkosten zum Beispiel für Hilfs-
mittel oder den Einsatz von Gebär-
dendolmetschern bräuchten Ge-
hörlose einen regelmäßigen Aus-
gleich. Gesellschaftliche Teilhabe
dürfe nicht nur auf dem Papier ste-
hen. Singer verwies auf andere
Bundesländer, in denen die Sozi-

Gehörlose sollten laut AfD 130 Euro
im Monat erhalten. DPA/TITTEL

AfD fordert 16 Millionen für
Gehörlose – und erntet Kritik


